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MITGLIEDER , FREUNDE , SYMPATHISANTEN ! 

Unsere noch junge öko-soziale Partei "Demokratischer Aufbruch" 

beginnt politisch wirksam zu werden. Sowohl der mühselige Aufbau 
der Parteistrukturen von unten nach oben als auch die inhaltlich 
ausgereifte Programmarbeit muß finanziert werden. Unsere an- 

laufenden umweltpolitischen Aktivitäten erschöpfen sich nicht in 
Langzeitstrategien , sondern sind bereits Bestandteil unseres 
politischen Alltags. Das betrifft sowohl eigene Aktionen und Pro- 
jekte (unter anderem die Einrichtung und Eröffnung eines ÖKO- 
INSTITUTES) als auch die gezielte Unterstützung von Projekten 
verschiedener Gruppen, die auf anderer Ebene schon lange wirksam 

sind (zum Beispiel: "Gesellschaft für Natur und Umwelt"”,"Arche"). 

ES GEHT UM UNSER ALLER ZUKUNFT ! 
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BESCHLUSS £ 
von 30.10.1983 

1. Die stimmberechtigten Teilnehmer gaben ihre Zustimmung zur 
vorgelegten Grundsatzerklärung vom 30.10.1989 und zum vorläufigen 
Statut, 

In Wahrnehmung der Rechte aus Artikel 27 und 29 der Verfassung 
der DDR soll jeder Bürger, der der Grundsatzerklärung zustimmt, 
durch sachliche und konstruktive Meinungsäußerung an der Mitge- 
staltung der Gesellschaft der DIE witwirken und sich frei ent- 
scheiden können, Mitglied dieser Partei zu werden, die ihre Auf- 
gabe vorrangig dari n,sieht, die Mitwirkung der Bürger an der 
ökologischen, politischen, kultureiien. sozialen und wirtschaft - 

3% lichen Gestaltung der Gesellschaft in ger DDR zu fördern. 

2. Für Sie Daver der ee bis zur endgültigen Gründung 
der Partei bis spätestens zum 1.Mai {990 wurde durch die st imnbe- 
rechtigten Teilnehmer ein vorläufiger Vorstand, bestehend aus 
zehn Mitglisdern gewählt: 

; Vorsitzender: WOLFGANG SCHNUR, Rechtsamwalt, 
Hüierbaasweg 3 , Rostock 18 ‚, 250C 

Steilvertreterin: BRIGITTA KÖGLER, Rechtsanwältin, 
Johann-Eriesbach- Ser: 22 Jena, EHOO 

Stellvertreter: ERHART NEUBERT, Soziologe, 
Wilhelm-Pieck-Str. 43, Berlin, 1054 

Schatzmeisterin: CHRISTIANE a Musikdramaturg Sin, 

senefelder Ser oe Berlin, 1058& 
Pressesprecher: RAINER EPRELMA! Pfarrer, 

en "str. n Berlin, 1035 

Mitglieder: EDELBERT RICHTER, Dozent, 

Kantstr. 9, Weimar, 5300 
RUDI PAHNKE, Pfarrer, 

Georgstr. 13, Borssdorf, 1404 
HERBERT WIRZEWSKI, Schicosser, 
Bahnhefstr. 13, Milmersdorf, 2091 
GUNTHER NOOKE, Physiker, 

Bahnhofstr. &, Forst, 7570 

Dr. FRED EBELING, Ingenieur, / 
Scherenbergstr. 23, Berlin, 1171 

j 

Die Arbeitsaufgaben des Vorstandes ergeben sich aus 8 4 des vor- 
läufigen Statuts für die zu gründende Partei. 

$. Der Vorstand wurde bis zum Zusammentritt einer weiteren 
Delegiertenvollversammlung/ Mitgliederversammlung beauftragt, dis 
Erarbeitung einer Wahl- und Geschäftsordnung und einer Finanz-, 
Vermögens- und Beitragssrichtlinie vorzunehmen und die rechtlichen 
Vorraussetzungen für eine Anmeldung ünd Gründung vorzubereiten, 

4, Der Vorstand wird beauftragt, für folgende Sachbereiche 
verähtwortliche Beauftragte zu benennen (Beschluß der ersten 
Vorstandssitzung am 04.November 1989 wie folgt): 

Brigitta Kögler: 
- Bürger- und Menschenrecht 

—- Rechts- und Geset 
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Günther Nocke: : BE 

—- Unweltachutz 

- Soziai- und Gesundheitspolitik 

Christiane Ziller: 
- Frauen-, Famillen- und Kinderpolitik 

- Kultur und Bildung 

- Organisation und Leituns ser Pa 

Rudi Pahnke: 
- Jugendpelitik 

- Zusammenarbeit mit Bürgerinitiätiyen anderer demokratisch- 

politischer Bewegungen und Parteieh 

Wolfgang Schnur: ee: 
- Abrüstungs-, Friedens- und Wehrdieusifragen © 3 

Wolfgang Schnur/Rainer Eppelmanı:! 

- Probleme der EZweidrittel-Welt 

- Internationale Zusammenarbeit um. »sBenpolitik 

Rainer Eppelnann: RT 

- Öffentlichkeits- und Medienarbeit sowie Heraus gabe einer Zei- 

TUNg 
: 

Dr. Frag Ebeling: 

- Finanz-, Preis- und Wirtschartspmtitik 

- Wissenschaft und Technik 

Dr. frad Ebeling/Herbert Wirzewskt. 

- Arbeits- und Gewerkschaftspoelitik 

en Richter/Erhart Neubert; 

- Einsetzung einer Programmkommission 

Es er nr bes 

* * x = * 

VORLÄUFIGE GRUNDSATZERKLARUNG 

en nn 

Die Ceseilschaft der DDR befindet sich in einer moralischen, 

sozialen, ökonomischen, ökologischen und politischen Krise. Die 

Symptome dieser Entwicklung lassen nicht mehr verdrängen. 

Der Bürger wird immer noch entmünrdig 

Es existieren keine ausreichenden ae Strukturen für die 

öffentliche Willensbildung der Bürger. 

Da zum Dialog gleichberechtigte Partner gehören, kann unsere 

Gesellschaft erst demokratisch werden, wenn sich neben der Ein- 

heitspartei andere politische Größen konstituieren. 

Wir verstehen unsere Initiative als einen Versuch dazu. Die kriti- 

sche Haltung des Demokratischen. Aufbruchs (DA) zum real-existie- 

renden Sozialismus bedeutet keine Absage an die Vision einer 

sorialistischen Gesellschaftsordhung. Wir beteiligen uns am 

Streit um die Konzeption des Sozialismus. ı 

Der DA ist eine politische Vereinigung,. die sich zur Partei ent- 

wickeln will. Er bewegt sich im Rahmen demokra stischer Verfas- 

sungsgrundsätze : 
Unser Ziel’ ist der demokratische Aufbruch in re en ie 

Industriegesells chaft mit ökc oe scher und sozialer Grundrich- 

rung. BR f 

Eine erneuerte demokratische Republik erfordert: 

: DIE TRENNUNG VON STAAT F UND PARTEIEN. 

Der Staat stützt sich auf eine demokra 

auf in öffentlicher Auseinandersetzung er 

det zich nicht auf den a h 

Institutionen unterliegen der öffentlich 

weltanschaulich neutr al. 

tische Verfassung und 

rnittelte Werte.Er grün- 

einer Partei ‚Staatliche 

hen Kontrolle und sind 
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2. DIE ENTWICKLUNG EINER FREIEN ÖFFENTLICHKEIT UND DEN UNGEHIN- 
DERTEN ZUGANG ZU IHR. 

Die Gesellschaft kontrolliert und bewertet die Tendenzen ihrer 
Entwicklung in der ständigen öffentlichen Auseinandersetzung.Kier 
werden Widersprüche der Gesellschaft aufgezeigt .Das erfordert die 
Auflösung des staatlichen Informations- und Medienmonopols .Wir 
sind für freie und jedem zugängliche Medien.Der Bürger hat das 
Recht, Informationen über alle staatlichen und gesellschaftlichen 
Aktivitäten des Staates einzufordern. 

3. DIE FREIE WILLENSBILDUNG UND DER ÖFFENTLICHE AUSDRÜCK DES 
WILLENS MIT POLITISCHEN MITTELN. 

Wir sind für ein Mehrparteiensystem auf der Basis inhaltlicher 
. Alternativen. Jede zugelassene Partsi kann entsprechend der Mehr- 
heitsverhältnisse Regierungsverantwortung übernehmen .Wir streben 
an, daß die Massenorganisationen keinen Sitz im Parlament haben. 

4. DIE TRENNUNG VON STAAT UND GESELLSCHAFT UND DIE GESELLSCHAFT- 
LICHE KONTROLLE DES STAATES. 

Die ausführenden Organe und die sie kontrollierenden , gesetzge- 
benden Organe sind getrennt. Die unabhängige Verwaltungs - und 
Verfassungsgerichtsbarkeit schützt die Grundrechte der Bürger 
gegenüber der Staatsmacht. 

5. DIE VERGESELLSCHAFTUNG DES EIGENTUMS AN PRODUKTIONSMITTELN. 
Das Volkseigentum ist ein irreführender Begriff für das in der 

DDR bestehesse Staatseigentum, der aufgegeben Ben soll, Das 
Staatseigentum beschränkt sich auf die Großindüustrie, steht unter 

öffentlicher Kontrolle und ist mit betrieblichen use. 
beziehungsweise Selbstverwaltungen verbunden. Kleinindustrie und 
Dienstleistungen können genossenschaftlich oder privat organi- 
siert sein. : 
Monopolisterte Eigentumsformen werden abgelehnt. 

6. DIE BESCHRANKUNG DES PLANES AUF GRUNDTENDENZEN DER WIRTSCHAFT- 
LICHEN ENTWICKLUNG UND DIE ROLLE DES MARKTES. 

Der Plan steckt einen allgemeinen Rahmen für wirtschaftliches 
Handeln ab. Marktwirtschaftliche Prinzipien werden zur Förderung 
der Eigenverantwortlichkeit aller wirksam. Der Staat ist ver- 

pflichtet, sozial Schwache zu schützen und die Gefährdung der 
Umwelt abzubauen. 

7. DIE WIRTSCHAFTLICHE EFFEKTIVITAT UND SOZIALE GERECHTIGKEIT. 
Der Ausgleich zwischen dem Anliegen wirtschaftlicher Effekti- 

vität und sozialer Gerechtigkeit wird durch die Gesellschaft 

selbst herbeigeführt. Deshalb fordern wir freie und unabhängige 
Gewerkschaften und andere Interessenvertretungen. Es muß ein 

effektiver Schutz von Minderheiten durch gesetzliche Regelungen 
und die Einrichtung variabler Fonds gesichert werden. 

8. DEN ÖKOLOGISCHEN UMBAU DER INDUSTRIEGESELLSCHAFT. 
Ökologische Faktoren müssen zunehmend in die Kostenrechnungen 

der Betriebe eingehen. Durch Besteuerung und gesetzliche Rege- 

lungen wird langfristig angestrebt, daß die jeweils umweltver- 
träglichste Variante der Produktion auch die wirtschaftlichste 

ist, 

Die Entwicklung und Nu tzung regenerierbarer Energiequellen wird 
in einem breit angelegten Wettbewerb forciert, der sich besonders 
der Kräfte des Marktes bedient. Die durch die Dringlichkeit -der 

FETTE 
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&kologischen Umgestaltung vermutlich entstehenden kollektiven und 
Einzelinitiativen sind entscheidender Motor dieser Entwicklung. 
Entsprechend dem Prinzip der öffentlichen Willensbildung sind sie 
zugleich Mitintiatoren für die Veränderung von Bedürfnisstruktu- 
ren. a 

94. AUSSENPOLITISCHE ORIENTIERUNG. 
Die politischen Forderungen und Handlungsziele des DA sind 

eingebettet in die große Hoffnung auf Errichtung des gemeinsamen 
europäischen Hauses, einer europäischen Friedensordnung und einer 
gerechteren Welt. Das besondere Verhältnis zur Bundesrepublik 
Deutschland, begründet in der Einkeit deutscher Geschichte und 

Kultur, wird durch den DA hoch bewertet. Auch stellt der DA die 
freundschaftliche und familiäre Bindung von Millionen von Bürgern 
über die Grenzen hinweg in Rechnung. Wir gehen von der deutschen 

Zweistaatlichkeit aus. Ein aktives Aufeinanderzugehen der. beiden 
deutschen Staaten im ‚Rahmen einer europäischen Friedensordnung 

unterstützen wir. 



SAT Uwe 

Auf der Grundlage der rechtlichen Bestimmungen der Artikel 29 und 

86 der. Verfassung der DUR wird eine politische Par rtei zur Mitwir- 

kung an der. politischen Willensbildung der Bürger zur poli- 

tischen, kulturellen, sozialen und wirtschaftliche n Gestaltung 

der Gesellschaft der DDR sesründer: 2 

5 1 NAME, SITZ UND STRUKTUR 

1. Die Partei führt den Namen "DRemokratischer Aufbruch - 

sozial,ökologisch" und hat ihren Sitz in Berlin. Die Tätigkeit 

der Partei erstreckt sich auf das @ebiet der DDR. Zur Gewähr- 

leistung einer arbeitsfähigen, Struktur werden ürts- ‚Kreis-, 

Bezirks- und Jugendgruppen gebildet. 

I: Die Partei ermöglicht allen Bürgern, die die Grundsätze der 

Partei aherkennen, in zu bildenden Facharbeitskreisen mitzu- 

a ohne selbst Mitglied dieser Partei®rzu werden. Die Fach- 

arbeitskreise werden von der Ortsebene bis zum Hauptausschuß 

wirksan. 

8 2 AUFGABEN UND ZIELE 

Die Partei "Demokratischer Aufbruch -sozial, ökologisch" vereint 

Menschen sozialistischer, sozialdemokratischer, religiöser, nn 

raler und ökologischer Prägung, die an einer demokratischen Umg 

staltung in der DDR mitarbeiten möchten und für eine Reform Er 

sozialen und pelitischen Systens eintreten. 

Die Partei fördert die Mitarbeit aller Bürger an der politischen, 

kulturellen, sozialen und wirtschaftlichen Gestaltung der DDR.Die 

Arbeitsgrundlage für die zu bildende Partei ist die Grundsatzer- 

klärung vom 30.0ktober 1989 und ist für jedes Mitglied verbind- 

lich.Die Partei wird sich an der Vorbereitung und Durchführung 

von Wahlen ‚auf allen Ebenen beteiligen. 

Die Organe und Punktionsträger der Partei werden auf der Grund- 

lage demokratischer Mitbestimmung gewählt bzw. abgewählt. 

$ 3 ORGANE 

1. Organe der Partei sind: 
a) Ortsvorstand / Mitgliederversammlung 

b) Kreisvorstand / Delegiertenversammlung 

@) Be er ind / Delegiertenversammlung 

ad) Parteivorstand 

e) Hauptausschuß 
2) Delegiertenvollversamm! ung : 

2. Mit Zustimmung der Mitgliederversammlung kann eine über- 

regionale Zussamenarbeit erfolgen. 

S$ A VORSTAND z = S 

i. Der Vorstand besteht aus dem/r Vor itzenden zwei telliver- 

tretern, dem/r Schatzmeister/in, dem/r Pressespre cher/in, dem/r 

Geschäftsführer/in und bis zu zehn weiteren Mit a 

2. Die Vertretung im Bechtsverkehr erfoigt durch den Vorsitzenden 

und einem zu bestimmenden Stellvertreter... Für An Fall der Ver- 
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- hinderung vertreten der Schatzmeister und der Geschäftsführer. 

3. Aufgaben des Vorstandes sind: ; 

a) Leitung, Verwaltung und Organisation der Partei 

b) Ausführung von Beschlüssen der Delegiertenvollversammlung / 

Mitgliederversammlung und des Hauptausschusses 

ce) Einberufung der Delegiertenvollversammlung/ Mitgliederver- 

sammlung und des Hauptausschusses i 

d) Entscheidung über Ausschluß von Mitgliedern : 

4. Die Beschlüsse des Vorstandes werden mit einfacher Stimmen- 

mehrheit gefaßt. Bei Stimmengleichheit muß erneut abgestimmt 

werden. Im Falle der erneuten Stimmengleichheit gilt der Beschluß 

als nicht gefaßt. 

Die Beschlußfähigkeit des Vorstandes ist bei Anwesenheit der 

Hälfte der Mitglieder gegeben. : 

5, Der Vorstand wird in der Mitgliederversammlung auf die Dauer 

von zwei Jahren gewählt. Das Wahlverfahren wird in einer Wahl-und 

Geschäftsordnung festgelegt. BR : 

6. Der Vorstand kann finanzielle und vermögensrechtliche Ver- 

pflichtungen für'’die Partei nur mit Beschränkung auf das Vermögen 

der Partei eingehen. Seine Vollmacht ist insoweit ausdrücklich 

begrenzt. % 

7. Die Bestimmungen des 84 Absatz 1-6 dieses Statutes gelten für 

die bestehenden Leitungsorgane der Orts-, Kreis- und Bezirks- 

gruppe. : 

85 5 MITGLIEDSCHAFT 

1. Mitzlied der Partei kann jede Person werden , die das 16. 

Lebensjahr vollendet hat. Jugendliche, die noch nicht volljährig 

sind, müssen eine Zustimmung der Erziehungsberechtigten vorliegen. 

2. Jedes Mitglied ist verpflichtet, die Grundsätze und Beschlüsse 

der Partei sowie deren Statut arzuerkennen und zu fördern. Dies 

geschieht mit Unterschrift der Bereitschaftserklärung zur Mit- 

gliedschaft. r | 

3. Das Mitglied hat entsprechend einer von der Delegiertenvoll- 

versammlung genehmigten Finanz- und Beitragsordnung den fest- 

gesetzten Beitrag zu entrichten. 

4. Die Mitgliedschaft endet durch Tod, Austritt oder Erlöschen 

der Rechtsfähigkeit der Partei. Bei Ausscheiden eines Mitgliedes 

entstehen keine vermögensrechtlichen Ansprüche an die Partei. Die 

Austrittserklärung muß dem Ortsvorstand schriftlich zugestellt 

werden und wird mit dem Tag des Zugangs rechtskräftig. Der Aus- 

schluß eines Mitgliedes darf nur erfolgen, wenn es schwerwiegend 

gegen die Grundsätze und Beschlüsse der Partei sowie deren Statut 

‚verstoßen hat. Der Ortsvorstand darf das Mitglied nur nach er- 

folgter Anhörung ausschließen. _ 

Das ausgeschlossene Mitglied kann innerhalb eines Monats nach dem 

Vorstandsbeschluß über den Ausschluß Einspruch beim Hauptausschuß 

einlegen. Der Hauptausschuß entscheidet innerhalb von Zwei Mona- 

ten endgültig .- 

56 DELEGTERTENVOLLVERSAMMLUNG / MITGLIEDERVERSAMMLUNG (DV/MV) 

1. Eine ordentliche DV/MV wird vom Vorstand mindestens zweimal 

jährlich einberufen. Die Einberufung hat mindestens einen Monat 

vorher, unter Mitteilung der Tagesordnung, schriftlich durch den 

Vorstand zu erfolgen. 
Die DV/MV ist ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen be- 

schlußfähig, wenn sie ordnungsgemäß einberufen wurde. 



2. Außerordentiiche DV/MV können 
werden, weng mindestens 1/2 aller 2; IN 
Angabe der Gründe dies verlangt oder nn vVorsta 
der' Rechte der Partei. den Antrag stelit. 
jer Hauptausschuß hat innerhalb von en er Wacken die außerordent- 
liche DV/MV, unter Angabe der Gründe, einzubsfufen. 
3. Aufgaben der DV/MV: 

a) Verabschiedung der ee Srunds 
Partei sowie Vereinbarung über die 
mit anderen politischen Parteien und en 

b) Annahme, ergänzung, 'Ä 

2:8 

der Wahl- und Geschäft ler inanz-, Vermögens- 
und ee res sun d Quoten von Jugend- 
‚lichen, Frauen und Männern Für Tartungs- ‚Funkt ions-und Karl“ 
"aufgaben. 3 

6) Ansahme zur Teilnahme an nn nn ‚ Bestätigung des 

Wahlprogranss und der Kandidat 
d) Wahl des Kauptausschusses und des Vorstandes 

> Entgegennahme der Jahresarbeitsterichte des Vorstandes und 
des Hauptausschusses. 

f} Entgegennahme des Finanz-  Verwägeus- und Beitragsberichtes: 
; 

"5 2 

fen der Bestätigung durch die IV/MY. : Die Berichte bedür 
&) Beschiußfassung über die Auf!fsung der Partei... 
n) Aufhebung von Beschlüsse des Haupt ausschusses und des Var« 

standes; Abwahl von Mitgliede ern gez Hauptausschusses ung 

des Vorstandes, 
4, Die Beschiußfassung erfolgt .Jureh einfache Stinmenmehrheit 
außer geil Beschlüssen zu 8 & Absatz 3 Buchstaben a3, b, & und &, 

hier ist eine 2/23 Mehrheit erfor ger Ich. : 
iegen von Minderheiten sind sugeressen bei Entscheidungs- 

Fee gen zu berücksichtigen. 

&. Ergebnisse aus den Facharbeitskreisen werden in die Arbeit der 
einzelnen Gliederungen der Farteti sinfließen. 

7. Der Hauptausschuss und der Vorstand bilden nach Zustimmung der 

DV/MV ständige bzw. zei ee Ausschüße. 

LER : 7, HAUPTAU En 

i. Der Hauptausschuß wird auf der DV/MV, bestehend aus 30 

Mitgliedern, . die Dauer von drei Jahren gewählt. Die Mitglie- 

der des Vorstandes gehören den Hauptausschuß an. 

2. Aufgaben Hauptausschusses: 
a, Erarbeitung dep‘ politischen Leitlinie ı der Partei. 
b) Erarbeitung der Wahlprogramme und Aufstellung ven 

Kandidaten. 
©) Vorbereitungen und Erarbeitungen von Leitlinien für die Zu- 

sammenarbeit mit anderen demokratischen Be egungen und Par- 

teien ; - 2 

<) hr ee der politischen Aufgaben zwischen den stattfin- 

enden DV/MV $ 
2 

3, Der . Haupt On chuk wird durch den Vorstand nindestens viermal. 
jährlich wit einer vorher bekanntgegebenen Tagesordnung 

einberufen. 

4. Die Beschlußfassung erfolgt durch einfache Stimmenmehrheit. 

588 FINANZEN UND VERMÖGEN 

1. Die, Partei finanziert sich aus den zu entrichtenden Beiträgen 

der Mitglieder, aus Sach- und Celdspenden sowie aus dem gebilde- 



8 

ten Vermög en. 
2. Das Vermögen der Partei. ist gemäß 8 42 ZEB Gesamteigentun. 

"3e»kur die Unterstützung von hilfsbedürftigen Personen und Pro 

grammen ‚ Projekten wird ein Sonderfonds eing errichtet. 

4. Für den Fall der Auflösung der Partei wird das vorhandene Di 

mögen dem Rechtsnachfoiger bzw. der Einrichtung übertragen, die 

auf der Grundlage der DV/MV festgelegt wurde. 

5... Entstehende Wirtschaftseinheiten arbeiten auf der Grundlage 

der Gewinn- und Verlustrechnuns.- = 

6. Zur Kontrolle der Einhaltung des Finanz-- und Vermögensbildung 

beruft der Hauptausschuß zwei Reciwgpsgsprüfer. \ 

59 PROTOKGLLIERUNG 

Über den Verlauf der DV/MV, der jessiligen Vorstands- und Haupt- 

Bere ist ein Protokoll surufertigen. Das angefertigte 

Protokeli ist vom Geschäftsführer uud dem jeweiligen Leiter der 

nn zu unterzeichnen usd bei der nächsten Si tzung zur 

Einsichtnahme auszulegen. Abänderuaszu bzw. Ergänzungen nüssen im 

der folgenden Sitzung vorgetragen und beschlossen werden. 

'8 10 AUFLÖSUNG DER PARTEI 

Die Auflösung der Partei ist durch Beschluß der DV mit 2/3 Mehr- 

heit herbeizuführen 

Vorstehendes Statut wurde am 
29.10.1989 in Berlin von der 

Gründungsversammlung be - 

schlossen. 
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DISKUSSIONSPAPIER DES DEMOKRATISCHEN AUFBRUCHS ZU SEINEN POSITIONEN 
UND ZU SEINEM a ah Sn PARTEI 

Zur Entstehung der a 

Im Juni 1989 begann die Arbeit in einer Initiativygruppe. Durch die 
rasche Veränderung der politischen Situation kam es schon im Sep- 

tember zu ertsen Gruppenbildungen. Am 2.10. fand in Berlin die 
erste Delegiertenversammlung statt, deren Arbeit von der Polizei 

stark behindert wurde. Am 29./30.10, konnten an der zweiten Dele- 
'giertenversammlung bereits Vertreter aus allen Bezirken der DDR 
teilnehmen. Dort wurde ein vorläufiger Vorstand gewählt,der bis zur 

nächsten Versammlung am 16./17.12. amtiert. Außerdem wurden ein 
ebenfalls else Statut und eine vorläufige ma ee 
angenommen. 
In Vorbereitung der nächsten Dh die in 2 
stattfinden wird und inzwischen zum Gründungsparteitäg des 

DEMOKRATISCHEN AUFBRUCHS - sozial, ökologisch 
ausgerufen wurde, kam es auch zur Einsetzung einer Programmkommis- 

sion. s 

Von Anfang an sind wir hier in unserem Land für einen besseren, 

einen "wahren" Sozialismus (St. Heym auf der Demonstration am 

4.11.89 in Berlin) eingetreten. 

Zur Notwendigkeit einer neuen, alternativen Partei in der DDR 

Der allgemeine Vertrauensverlust der Bevölkerung in die bestehenden 
Strukturen, Parteien und Massenorganisaticnen ist inzwischen auf 

allen Ebenen deutlich. Neben der unverzichtbaren grundlegenden 

Analyse zur Entstehung dieser Situation verlangt der tief durch. 
unsere Gesellschaft gehende Riß unsere sofortige Stellungnahme zu 

einigen auf der Hand liegenden Ursachen. Dazu gehören 
- an äallererster Stelle der alleinige Führungs- und Wahrheitsan- 

spruch einer Partei, z 

- das: Unvermögen aller Beteiligeten, in den bestehenden Strukturen 
politische Willensblidung in demokratischen Formen zu praktizieren, 
- und nicht zuletzt die völlig falsch interpretierte und prakti- 

zierte "Freiheit als Einsicht. in die Notwendigkeit", denn diese 
führte letztendlich zu einer umfassenden Deformierung der in den 
Statuten ursprünglich ausgewiesenen -Ziele und Inhalte aller Par- 

teien und Massenorganisationen., = 
Verbunden mit den genannten Ursachen wuchsen ‘unter uns allmählich 
und unaufhaltsam Frustrationen und Resignation, da der Einzelne 
seine elementarsten und existenziellsten Interessen und Bedürfnisse 
immer weniger in eben diesen vorhandenen gesellschaftlichen Struk- 
turen vertreten sah. Die daraus resultierenden ständig anwachsende 

Unmutsäußerungen (beginnend mit ohnmächtiger Auflehnung einzelner 
Betroffener bis zum jetzigen Zustand einer Eingabendemokratie) 
veranlaßten Partei- und Staatsführung in Fehleinschätzung der Sach- 
Lage (Auflehnung gleich Konterrevolution) den Staats- und Sicher- 

heitsapparat immer weiter auszubauen, was’ letztendlich die Verselb- 
ständigung der Macht und ihren Mißbrauch (nicht erst am 7./8.10. 
89) ermöglichte. en 
Wir rufen alle Bürger unseres Landes, einschließlich der Angehöri- 

gen der Schutz- und Sicherheitsorgane auf, zur Aufklärung real- 

existierender Fälle von Machtmißbrauch unnachgiebig und differen- 

ziert beizutragen, ohne neue Feindbilder aufzubauen. 
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Aus dem Vorangegangenen folgt für uns die Notwendigkeit der Grün- 

dung einer neuen Partei. Diese Partei muß alternativ im Sinne eines 
neuen basisorientierten Demokratieverständnisses handeln. Sie soll- 
te den sozialistischen Idealen und Grundwerten verpflichtet sein. 
Sozialismus darf allerdings nicht mit’ der Herrschaft einer Partei 
verwechselt werden, weil dadurch die wirklichen Verhältnisse un die 
Bedürfnisse des Volkes verzerrt und falsch dargestellt werden. 
Dagegen ist das ursprüngliche Anliegen der sozialistischen Vision 

das dauernde demokratische Ringen um soziale Gerechtigkeit. 

Zur Struktur unserer Partei 

Ausgehend von der Verselbständigung der Strukturen etablierter 
Parteien und Organisationen verlangt eine neue Partei vor allem 
neue Strukturen. Diese: nüssen behutsam aufgebaut und ständig hin- 
terfragt werden und: zugleich die sofortige Arbeitsfähigkeit dex 

Partei als Interessenvertreterin aller ihrer Mitglieder und poten- 
tiellen WählerInnen garantieren. Die Mitglieder haben das Recht, 
die von ihnen gewählten VertreterlInnen zu kontrollieren. 

Wir sind uns der Unvollkommenheit unseres vorläufigen Statutes 
bewußt. Deshalb wird diesem Thema in unseren Facharbeitskreisen und 

Ortsverbänden besondere Beachtung geschenkt. 

"Einsicht in die Notwendigkeit" kann nur eine sachliche, argument- 
bezogene Einsicht sein. Darum streben wir an, daß Beschlüsse: aller 

Ebenen von der Basis des jeweiligen Kompetenzbereiches bestätigt 
werden müssen. Zum Aufbau einer wirklich sozialistischen Gesell- 
schaft gehört der parlamentarische Parteienpluralismus, um die zum 
Teil auch einander widersprechenden Interessen aller BürgerInnen in 
ihrer Vielfalt gleichberechtigt vertreten zu können. So soll zum 

Beispiel: die Jugend die Form’ ihrer Vertretung innerhalb des 
DEMOKRATISCHEN AUFBRUCHs selbst wählen. Vorstellbar ist auch die 
Gründung einer eigenen Jugendorganisation. 

Zur Programmatik des DA i 

Die Vielfalt der Interessen, Meinungen, Fähigkeiten und Fertigkei- 
ten des einzelnen ist der Reichtum der Gesellschaft. Darum sehen 
wir in der Förderung jedes Menschen nach seinen Vorstellungen die 

Möglichkeit, die Gesellschaft als Ganzes weiter zu entwickeln. Wir 

bestehen auf sachlicher Argumentation, auf. der Kultur des Streites 
innerhalb der Partei und im Umgang mit Andersdenkenden. Der DA 
vereinigt Menschen verschiedener Weltanschauungen in der Vision 

einer lebenswerten Gesellschaft. 

In Abrüstungsverhandlungen wird um den Abbau der latenten Kriegsge- 

fahr gerungen. - 
Gleichzeitig verstärken sich die Anzeichen weiterer globaler Ka- 

tastrophen: Umweltzerstörung, Überbevölkerung, Klimakatastrophe und 

Verelendung der Zweidrittel-Welt. Diesen existentiellen Bedrohungen 
der Menschheit kann nur in globaler Solidargemeinschaft begegnet 
werden. Wir wollen mit unserer Partei hier und jetzt die Vorausset- 

zungen für diese Solidargemeinschaft verwirklichen helfen. Deshalb 

ist ein wesentlicher Bestandteil unseres Programms die ökologische 
Umgestaltung der Industriegesellschaft. Hohes Umweltbewußtsein, 
fachliche Kompetenz, effektive Wirtschaftsführung und der sparsame 
Umgang mit Energien und Ressourcen sind für uns Komponenten einer 

neuen Verantwortlichkeit unseren Kindern und Kindeskindern gegenü- 



ber. Das macht es notwendig, zn. nn... zu überdenk = 
sie auf ihre Inhalte und un ei 

‚fragen. 

Zur. Durchsetzung des ökologischen Unbaus der Gesellschaft sind auch 
starke, unabhängige Gewerkschaften unverzichtbar. Wir fordern unse- 
re Mitglieder auf, sich aktiv in den anlaufenden Gewerkschaftsbil- 
dunssprozeß einzubringen, d.h. sich für eine von un und Be- 

‚riebsleitungen unabhänsige Intersssenvertretung aller ne 
nen, Bauern, Angestellt ünstierInnen, Handwerker einzusetzen. 

Aüch die staatliche Sozi: rung muß von einen Durchsetzungs- 
organ des Staatsapp arat lichen Interessenvertreter der 
Versich umfunkt iu ‚“alcht zuletzt um den noch ler- 

geblieh n Arzten ee ser Patienten ihrem Eid gemäh zu 

ermöglichen 
ie ungenigende natet Anerkennung der Leistungen 

des mittisren medizin haben bekanntlich zu keata- 

strophslen Pflegenotstän Ir, 

Wir fordern, daß der Staa er Vorat u ung in der Sicherung, 

der Ansprüche der sozial vor allem der Rentner, serecht 

wird \ 

Ein Schritt Weg ist die Jem Staatsapparat ahbgeirotzie 

REinführeng Wehrersatzdienstes, der zugleich nen Beginn 

der noLweäg tarisierurg unserer Gesellschaft darstellen 

muß z 

Viel stärker als :ive Potentia! der Wissen- 

schaft, der Kunst und ee iy den gesell- 

schaftlichen Entnicklungsproze sehen. Damit ve er ist 

die Stärkung der weltweit aner BD von Geiste sschaifen- 

den in unserem Land. Wir braus ein von Ideologien ımabhängiges 

‚Bildungswesen, daß der Freisetzung von Kreativität nt 

Grundsatz unserer Politik ist die Zusammenarbeit, mit allen Par- 
teien, Bewegungen und Einzelpersonen, die ihrerseits zu einer demo 

kratischen Umgestaltung unserer Gesellschaft unterwegs sind. Das 

schließt sachbezogene Kontroversen ein. 

International stehen’wir jenen Kräften nahe, die, von Weltanschau- 

ungen- unabhängig,. auf eine globale Solidargemeinschaft hinarbeiten 

Wir bekennen uns zur Idee des Europäise chen Hauses und arbeiten mit 

an ihrer Realisierung als selbständiges, eigenverantwortliches 

Blement. Wir streben eine breite Zu sammenarbeit auf der Basis ge- 

genseitiger Achtung und ne an,. ohne Unterschiede in Ziel- 

setzungen und Vorgehensweisen zu negieren oder zu verwischen. Dabei 

nn wir nicht das nee Ve rhältnis zur Bundesrepublik 

Deutschland, begründet auf der gemeinsamen Geschichte und Kultur 

sowie auf vielfältigen en und a Bindungen. 
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Demokratischen Aufbruchs 

rn 

Der Demokratische Aufbruch in der DER hat begonnen, die ganze 

Gesellschaft ergriffen und braucht mun ununmk sehrbare politische 

und rechtliche Strukturen. 

WIR FORDERN DESHALB: 

1. Eine Öffentliche Diskussicnh Überarbeitung der Verfassung 

der DDR, um sie ‚an die, neuen gestilschaftlichen Erfordernisse 

anzupassen. Insbesondere ist die 2sardnung der politischen Kräfte 

demokratisch zu bestimmen, statt die führende Rolle einer Partei 

von vornherein festzuschreiben. / 

2. Eime gesamtgesellschaftiiche Diskussion über die Grundwerte 

und Ziele eines wirklichen demokratischen Sozia an, 

3. Eine strikte Trennung von eh slative, Exekutive und Gerichts- 

barkeit. Dazu gehören unabhängige Gewer kschaften als einzige in 

den Betrieben tätige ie rs ganisationen. 

4.Das politische Strafrecht in Abstiumung mit den UND- und KSZE- 

Dokumenten zu rev idieren. 

5..Strukturen der Friedensfähigkeit unserer Gesellschaft zu 

ws ‚täufhebung des Einheitsprinzips der gesellschaftlichen 

Organisationen, der Wirtschaft, der Volksbildung; Entwicklung von 

Strukturen einer demokratischen Streitkultur; drastische Reduzie- 

rung und Kontrolle des Sicherheit en Umfunkticnierung der 

Kampfgruppven und ee: Wehrerziehung ( für dringliche Aufgaben im 

Imweltschutz u.a.) 

6. Offenlegung der politischen, wirtschaftlichen und ökologischen 

Daten und Entscheidungen auf allen Ebenen. A 

Berlin, den 29.10.1989 

Fr BLATT LEBER JUGEND 

Null bock auf FDJI !? Wir wollen keine Generation von Mitläufern 

mehr sein ! AN, 

Wir haben die Schnauze voll von Bevormundung und Gängelung und 

wollen -nicht mehr Kampfreserve und Handlanger einer Partei sein. 

deren Politik viele unserer Freunde fortgetrieben hat. Auf wie- 

viele sollen wir noch verzichten müssen ?. 5 3 

Wir fordern : 
ı. Abschaffung des Organisationszwanges ! 
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Geuen Jugendverbänden unter- 
Shance für Faschos und andere 

2. die Möglichkeit der Bildung “se 
schiediicher Prägung (aber keine 
gewaltverherrlichende ( Gruppen). 
3. neues Verteilung der staatlichen Selder für Jugendarbeit. 

4. Trennung von einseitiger idevlogischer Ausrichtung. 

5. polltische Meinung darf nicht mehr zensiert werden. 

6, Abschaffung des Wehrkur a unterrickts und der vormilitärischen 
Ausbildung. 

7. Einrichtung des zivilen Ersatzdienstes und des Rechtes auf 
Wehrdienstverweiserung. 
8. Eigenverantwortlichkeit der Jugamikı ubs. 

Um unsere Forderungen durchzusetzes, küssen wir alle anfangen, 
unsere a zu überwinden und unssten Mund nicht mehr zu halten, 
sondern selbst aktiv zu werden. 

Jugendliche aui der Delegiertenversamnlung 
des "Demckratischen Aufbruch - sozial ,öko-' 

logisch" Berlin, ven 29.10.1939 

FOSTTIONSBESTIMMUNG ZUR JUGENDPOLITIK DER DDE 

i. Zur Sitvatlon 

Die Jugendpaiitik der DDR ist gescheitert. Die Ursachen Lieget 
ter ’ın © Bah lentscheidungen des DOR-Staates, Die FDJ mit ihren 
Alleinvertretungsanspruch und ihren Inhalten hat die Jugendiichen 
nicht erreicht, weder. mit ihren Wertvorstellungen noch mit ihren 
Strukturen. Sie profitiert bis heute von der diktatorischen 
Gleichschaltung und verfügt über alle staatlichen Mittel zur 
Ausgestaltung ihrer Arbeit. Sie hat eine Noncpolstellung und muß 

sich nicht durch Leistung ausweisen oder in Konkurenz bewähren. 

Position des DA 

2. Es ist jetzt notwendig, daß die FDJ in ihrem Anspruch begrenzt 
wird und ihre Monopolstellune aufgibt, wobei sie sich als Jugend- 
organisation der SED profilieren karn, als Kampfreserve ihrer 
Partei. Notwendig sind die Entstehung .und Bildung von Jugendver- 

bänden der anderen Parteien und neuen politischen Vereinigungen, 
aber auch die Entstehung einer eigenständigen, mündigen Jugend- 
kultur in großer Offenheit und mit vielfältigen Möglichkeiten des 
selbständigen Zusammenschlusses (u.a, Schülervertretungen, Stu- 

dentenvertretungen, Interessenvertretungen von Jugendlichen in 

Betrieben usw.) .. , 
Die Jugend braucht in diese eher uber die Mög- 
lichkeit, sich selbst verwirklichen zu können. Der DA verpflich- 

tet sich, dem Aufbau einer demokratischen Jugendarbeit besondere 
Aufmerksamkeit zu widmen. -Von der Bereitstellung von Mitteln 
bis hin zur Eröffnuzg und Gestaltung einer demokratischen Jugend- 

kultur 

3. Der DA fordert al arteien und neu entstandenen politischen Y 
1 

Organisationen auf, eine eigene demokratische Jugendarbeit aufzu- 

bauen. 
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4. Wir streben in Zusammenarbeit mit anderen demokratischen 
Jugendgruppen, -Organisationen oder -Vertretungen die Bildung 
einer rechtlich-autorisierten Interessenvertretung der Jugend 

Sn dem Staat an. 
Demokrat ischer Aufbruch, Berlin, den 29.10.1989 

BRIEF AN DIE KINDER 

Liebe Kinder ! i Beriin, den 29.10.1989 

Wir leben- in einer aufregenden Zeit. Auch Ihr merkt das jeden 

Tag. \ : 

In der Schule ist ein Platz neben Euch leer: Ihr habt. Freundinnen 

oder Freunde an weil sie die DDR verlassen haben. Das tut 

weh. Auch deswegen sind. viele Menschen in vielen Orten auf die 

Straße gegangen. Se demonstrieren. Das ist gar nicht wie am 

1.Mai . Und immer wieder rufen die Menschen nach "Demokratie". 

Was ist Demokratie ? Man kann das ganz einfach erklären: wir. 

alle, Kinder und Erwachsene, . haben das Recht zu sagen, was wir 

denken (Zu lange haben wir das versäumt). 

Ihr Kinder könnt eine große Hilfe sein. Fragt in der Schule, wenn 

Ihr etwas nicht versteht. Sprecht über die Ausreise. Fragt auch, 

warum es so wenig Bananen gibr, auch wenn.sie nicht, wichtig sind. 

Aufrichtigkeit und Freundlichkeit braucken wir dringender t 

Verzeiht uns, den Erwachsenen, daß wir so lange Were und 

‚geschwiegen haben. 
Jetzt wollen wir vieles verändern. Dazu gehört Mut. Diesen Mut 

braucht Ihr auch in Eurer Klasse, Eurer Kindergruppe. 

Glaubt uns, daß wir alles tun wollen, damit unser Leben in unse- 

rem Land wieder Spaß macht. \ 

Demokrat ischer Aufbruch 

FENG BLATT EUR DEMOKRATIE 

Der "Demokratische Aufbruch -sozial, ökologisch" (DA) ist ein 

Teil der politischen Opposition in der DDR. Br vriter runseme 

sozialistische Gesellschaftsordnung auf demokratischer Basis ein. 

Wir fordern die Verwirklichung aller in der Verfassung garantier- 

ten und international vereinbarten Menschenrechte, die der Staat 

nicht großzügig zu gewähren sondern als menschliches Vorrecht zu 

schützen hat. 

Dazu gehören: 

*das uneingeschränkte Recht auf Meinungs-,Presse- und Ver- 
-sammlungsfreiheit einschließlich des. Rechtes auf ungehinderte 

politische Willensbildung in Parteien und Vereinen (außer wenn - 

r 



damit faschistisches, chauvinistisches und militärisches Ge- 
cankengut propagiert wird): 

*Jas Recht auf freie und geheime Wahl zwischen unterschiedlichen 
Programmen und Personen (der DA wird sich bei den nächsten Wahlen 
als Partei mit eigenen Programm zur Wahl stellen): 
*das Recht auf Reisefreiheit einschlisßlich des En auf Reh 
kehr ins ei sene Land und das Recht auf freie Wahl des Wehnsitzes; 

Wir fordern politische Reformen, die den bisher verfassungsmäßig 
garantierten Führungsanspruch der SED und den staatlichen Zen- 
tralismus einer Partei oder Ideologie in allen Gesellschaftsbe- 
reichen beseitigen; notwendig ist eine Neufassung des Artikels 1 
der Verfassung der DDR. 

Wir fordern Reformen im Strafrecht und Strafvollzugsrecht, die 
die Rechte des Bürgers gegenüber dem Staat stärken. -Dazu gehört 
die Errichtung einer unabhängigen Ve erw saltungs- und Verfassungsge- 
richtsbarkeit‘. 

Wir fordern Reformen im Bildungswesen, die eine freie Persönlich- 
keitsentwicklung ohne ideologische Bevormundung ermöglichen. 

Wir fordern eine Wirtschaftspolitik, die die Qualität der Imwelt 

verbessert, nicht die natürlichen Ressourcen vergeudet und keinen 

Raubbau betreibt, die die schleichende Inflation bekänpft, die 
Leistungs- und Verantwortungsbereitschaft und die soziale Ge- . 
rechtigkeit fördert. 
Dazu gehören: 

-eine vordrinelich durchzufthrende umfassende Rentenreforn; 

-der Abbau unsinniger Subventionen zugunsten einer gezielten 

Unterstützung der sozial Schwachen: 
-die Abschaffung von Privilegien und Sonderrechten, über die 
keine demokratische Übereinkunft erzielt worden ist; : 
-das Nebeneinander unterschiedlicher Eigentumsformen in der 
Wirtschaft (monopolisierte werden abgelehnt), verbunden mit be- 

trieblicher Mitbestimmung bzw. Seibstverwaltung; 

-die Anderung einer restriktiven Steuer- und Zulassungspolitik 
u.a. für Handwerksbetriebe und den privaten Handel; 
-die Unabhängigkeit der Gewerkschaften und ı Betriebsräte von 
staatlicher, betrieblicher und parteipolitischer Bevormundung; 

-Einsparungen im Militär- und Sicherheitswesen zur Freisetzung 

materieller und personeller Reserven; 

-die Einrichtung eines zivilen Wehrersatzdienstes, vorrangig im 

sozialen und ökologischen Bereich. 

Der "Demokratische Aufbruch" hält die gegenwärtig vorhandenen 

politischen Strukturen nicht für ausreichend, den notwendigen 

Demokratisierungsprozeß zu gewährleisten. Darum hat er sich als 
politische Partei außerhalb der Nationalen Front förniert. 
Die. Mitglieder des DA wehren sich segen die Unterstellung, die 

DDR in kapitalistische Verhältnisse zurückreformieren zu wollen. 
Sie stehen ein für die Ums sestaltung untragbarer Zustände, um eine. 

neue Glaubwürdigkeit der Politik herzustellen. _ 

Sie stehen ein für eine Umgestaltung unt a ustnde um die 
zukünftige Existenz der DDR als Friedensfakto in Buropa zu er- 
möglichen. 

DEMOKRATISCHER AUFBRUCH 
BERLIN, DEN 1.11.1989 
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ADRESSENLISTE YCN PARTEIMITZLIEDERN ZUR KONTAKTAUFNAHNE 

BEZIRK NEUBRANDENBURG: nn 
Herbert Wirzewski , Bahnhofstraße 13 , MILHERSDORF , 2091 

Henning Harder , Friedensstraße 21 „ WAREN (MÜRITZ) , 2060 

BEZIRK MAGDEBURG: 
Daniel Sachrau , Schneidersgarten 3 . MAGDEBURG „ 30L14- 

BEZIRK GERA: 

Brigitta Kögler , Johaan-Griesbach-##r. 22 , JENA ,. 6900 

Diethels Anders , Friedrichstraße % , JENA ,„ 6900 

BEZIRK LEIPZIG: 
Harald Wagner , Kurze Straße 1 , AGSEBAUSEN „ 7124 
Sonja Schröter ‚, Oschatzer. Straße 3 „ LEIPZIG , 7010 

Frank Thiemig , Schreberstraße 146 , LEIPZIG , 76010 

BEZIRK RARL-MARX-STADT: 
" Roland Koppka , Further Straße 4% „ KARL-MARX-STADT , 9U02 

Georg Klaus , Plauensche Straße 13 ,„ MARKNEUKIRCHEN , 9659 

Martin Falcke , Bergstraße i5 ‚, KARL-MARX-STADT , 3003 

Joachim Krause ‚ Hauptstraße 46 , SCHÖNBERG ,„ 9611 

BEZIRK RÜSTOCK: 
Wolfgang Schnur , Hürbaasweg 3 , ROSTOCK ‚2500 

Rcswitha Feiste , Dorfstraße 40c , BARTMANNSHAGEN , 2321 

Reif Ohlemann , Ernst-Thälmann-Straße 7 ‚„ HERINGSDORF , 2255 

BEZIRK FRANKFURT/O.: 
Thomas Schulze ‚, Eberswalder Straßs 61 , BRITZ ‚, 1306 
Bernd Juiian , Thälmannstraße 73 , WANDLITZ , 1292 

Dr. Matthias Schubert ‚Markgrafanstraße 41, MARKGRAFENPIESKE, 1241 

Sven Lychatz , Ringstraße 46 , EBERSWALDE , 1302 

BEZIRK SCHWERIN: | 
Wolfram Grafe , Schleifmühlenweg 11 , SCHWERIN , 2786 

BEZIRK HALLE: 
Friedrich Schorlemmer , Collegienstraße 54 , WITTENBERG , 4600 

BEZIRK ERFURT:. 
Arsbert Roche , Sschilterstraße 502 RRRURT.. 5082 

Elisabeth Distel , Stolbergerstraße 115 , NORDHAUSEN , 5500 

Edelbert Richter , Kantsraße 9 , WEIMAR , 5300 

Horst Schulz , Moskauer Straße 92 /l005 , ERFURT ‚5060 

BEZIRK SUHL: = Er 
Esbert Schliebe ‚ Max-Planck-Ring 6z /25 , ILMENAU , 6302 

BEZIRK DRESDEN: 
Jürgen Bönninger ', Wachbergstraße 4 , DRESDEN , 80 
‚Johannes Pohl , Berggartznstraße 10 , DRESDEN , 80 

BEZIRK COTTBUS: - 

Günther Nooke , Bahnhofstraße 6 , BORST , 7390: 

\ 
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BEZIRK POTSDAM: ' 
Stephan Koesling , Leninallee 91, ORANIENBURG , 1400 

Gerd Engel , Chausseestraße 13a , MITTENWALDE ,„ 1606 

Helmuth Brande ,‚, Meisenweg 44 , STAHNSDORF ‚, 1533 

Rudi Pahnke , @eorgstraße 14 , BORGSDORF , 1404 

BEZIRK BERLIN: 

‚Mitte 
Hildigund Neubert , Wilhelm-Pieck-Straße 43. BEN. 2, 31094 

Prenzlauer Berg 
Klaus Poek , Steensravenweg EBEN 221059 

Dominik Arndt ‚Dunkerstraße 5 , BLN. , 1058 

Weißensee 

Mario Schatta , Tassostraße 16 ,BLN. , 1120 

Hellersdorf en i 

Dr. Peter Herz , Myslowitzer Straße 51 , BEN 2 ale 

Heinz-Otto Seidenschnur , Suhler Straße: 56. ,.BEN. -,.1152 

Iris Hermann , Havelländer Ring 29 , BLN. Fa 1 

Marzahn 

Dietrich Menke , Karl-Maron-Straße 32 , BEN. , 1140 

Lichtenberg : . 

Jörg Kuehn , Leninallee 210 EBEN ls Tel. 376 228 60 

Dr. Joachim Bleek „ Hans-Loch-Straße DO SBENG 2, 11936 

Friedrichshain 

Thomas Sell ‚, Samariterstraße 27 , BLN. , 1035 ‚1el2,08 560.82 

Kerstin Anger , Dolzigerstraße 10 (Qsbd.) , BEN 22005525 

(Sprechzeit in der Wohnung: jeden Mittwoch 19.00-20.00 Uhr) 

Hans-Peter Schneider , Stralauer Platz 32 (gegenüber Hauptbahn- 

hof), BEN: =, 1017 ,‚ Tel.227,924 20 (Sprechzeit in der Wohnung! 

jeden Dienstag 16.00-20.00 Uhr) i 

Karlishorst 

Margret Böhm , Stingeallee 19, BEN S 7 

Hohenschönhausen 

Dr. Dietrich Gericke , Konrad-Wolf-Straße ... BEN.23.,092 

Treptow 

Jürgen Freymann: , Schmokerstraße BERSBEN. .... 12199 

Köpenick/Friedrichshagen 

Dr. Johannes Schönherr , Möllenseestraße 23 , BEN. 0.1162 \ 

Pankow 

Mathias Schnur , Straße 64 Nr.92./145°, BEN a) 

Annegret Krätschel „, J.-R.-Becher-Straße 38 , BLN. 1100 




